
Kitas ächzen unter Personalnot

Stuttgart – Im Südwesten werden ak-
tuell knapp 390 000 Kinder im Alter bis 
zu sechs Jahren in Kitas betreut. In den 
Kinderkrippen für bis zu Dreijährige 
kommen rein rechnerisch knapp drei 
Kinder auf eine Fachkraft, bei den Vier- 
bis Sechsjährigen sind es im Schnitt 
mehr als sechs Kinder pro Erzieherin. 
Laut der jüngsten Bertelsmann-Studie 
zu den Kitas schneidet Baden-Würt-
temberg damit im Vergleich zwar gut 
ab, trotzdem kann die Nachfrage der 

Eltern in Teilen des Landes nicht mehr 
gedeckt werden. Heikel ist dies, weil El-
tern einen Rechtsanspruch auf einen 
Betreuungsplatz haben. Weiter kam 
bei der Studie heraus, dass 2023 im Süd-
westen knapp 58 000 Kita-Plätze fehlen.

Das Land reagiert mit Notmaßnah-
men. So soll die sogenannte Höchst-
gruppenzahl erhöht werden: Die Ein-
richtungen können ihre Gruppen um 
maximal zwei Kinder aufstocken. Die 
Regelung ist auf das Kita-Jahr 2022/2023 
begrenzt, endet also im Sommer. Das 
Kultusministerium spricht hier von 
einer „Ausnahmeregelung“. Generell 
bleibe es dabei, dass der Fachkräfte-
mangel die Kita-Träger – dies sind in 
der Regel die Kommunen – vor enor-
me Herausforderungen stelle. Parallel 
habe sich zuletzt die Zahl der zu betreu-
enden Kinder durch die vielen Ukrai-

ne-Flüchtlinge weiter erhöht. Das Kul-
tusministerium erklärt, man versuche 
trotz des Personalmangels die Belas-
tung der Beschäftigten und den Be-
treuungsbedarf der Eltern auszubalan-
cieren. Für die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) gelingt dies 

jedoch nicht. „Die Grünen sind 2011 mit 
der Überschrift angetreten: Auf den An-
fang kommt es an. Es ist beschämend 
für die grüne Bildungspolitik, wenn elf 
Jahre später die Landesregierung Grup-
pengrößen erhöht und damit die Quali-
tät in den Kitas senken will und gleich-
zeitig die schon enorme Belastung der 
Fachkräfte weiter steigen wird“, erklärt 
die stellvertretende GEW-Landesvorsit-
zende Ricarda Kaiser. Die Lage in den 
Kitas sei sehr angespannt, zudem sei 
der Krankenstand wegen Corona und 
Grippe sehr hoch. Sie erwarte, dass das 
Land und die Kita-Träger ihre Bemü-
hungen intensivierten, um mehr Fach-
kräfte zu gewinnen. „Wenn ein großer 
Automobilkonzern sagen würde, dass 
er seine Produktion wegen Fachkräf-
temangel einstellen wird, könnte man 
sich sicher sein, dass am nächsten Tag 

der Ministerpräsident vor der Tür steht, 
Unterstützung und einen Strategiedia-
log anbietet.“

Seit 1. September hat das Land mit 
weiteren Maßnahmen auf den Perso-
nalmangel reagiert. Fehlt eine Fach-
kraft, dann kann diese durch zwei 
nicht-pädagogische Personen er-
setzt werden. Doch die vorgeschriebe-
ne Mindestpersonenzahl bei den Be-
schäftigten darf um nicht mehr als 20 
Prozent unterschritten werden. In einer 
Erklärung loben die kommunalen Lan-
desverbände des Gemeindetags die Fle-
xibilisierung der Höchstgruppenstärke: 
„Die Ankündigung ist ein Schritt in die 
richtige Richtung. Die Flexibilisierung 
der Höchstgruppenstärke um bis zu 
zwei Kinder ist eine Möglichkeit, um 
die Erfüllbarkeit des Rechtsanspruchs 
ein Stück realistischer zu machen.“

Für die Kleinsten sieht es mau aus 
im Südwesten. 2023 fehlen fast 
60 000 Kita-Plätze. Hinzu kommt 
der Mangel an Fachkräften

Ein Mädchen spielt in einer Kita mit bunten 
Bechern und Bauklötzen. BILD:  DPA

NACHRICHTEN

KAMPAGNE

Kein zusätzliches Geld 
für „The Länd“
Das Staatsministerium be-
kommt nicht mehr Geld für die 
landeseigene Werbekampagne 
„The Länd“. Dies teilte ein Re-
gierungssprecher in Stuttgart 
mit. Für das Jahr 2024 woll-
te die Regierungszentrale eine 
Million Euro mehr haben. Es 
bleibe dabei, dass es für 2024 
bei drei Millionen Euro bleibe 
und für 2023 bei sieben Mil-
lionen Euro. „Wir werden wei-
terhin versuchen, mit inno-
vativen Ideen möglichst viel 
Aufmerksamkeit und Reich-
weite zu generieren. Mit einem 
Schwerpunkt auf Fachkräftege-
winnung im Ausland.“ Außer-
dem soll mit der Kampagne für 
den Wirtschaftsstandort ge-
worben werden. (dpa)

KLINIKEN

Rückgang bei Zahl der 
Corona-Patienten
Der Rückgang der Corona-Neu-
infektionen in Baden-Würt-
temberg macht sich auch in 
den Kliniken bemerkbar. Die 
Zahl der Corona-Infizierten 
auf den Normalstationen der 
Krankenhäuser lag zuletzt mit 
1787 deutlich unter dem Wert 
der Vorwoche (2090), wie das 
Landesgesundheitsamt (LGA) 
in Stuttgart mitteilte. Auch auf 
den Intensivstationen wurden 
mit 155 ebenfalls weniger Co-
vid-Patientinnen und -Patien-
ten behandelt als noch in der 
Woche zuvor (178). Die Corona-
Neuinfektionen im Südwesten 
gehen laut LGA bereits seit der 
zweiten Oktoberwoche wieder 
zurück. (dpa)

BAD URACH

Wanderer nach Sturz 
mit Seil gerettet
Ein 62 Jahre alter Wanderer ist 
in Bad Urach (Kreis Reutlingen) 
aus einer misslichen Lage be-
freit worden. Weil er gestürzt 
war, musste er von der Berg-
wacht von der Unglücksstelle 
aus abgeseilt werden, wie die 
Polizei mitteilte. Der leicht ver-
letzte Mann kam in ein Kran-
kenhaus. (dpa)

KREIS REUTLINGEN

Wolf über Wildkamera 
entdeckt
In der Nähe von Trochtelfingen 
(Kreis Reutlingen) ist ein Wolf 
nachgewiesen worden. Das Tier 
sei von einer Wildkamera foto-
grafiert worden, teilte das Um-
weltministerium mit. Das Foto 
war am 25. Oktober aufgenom-
men worden. Angaben über die 
Herkunft, das Geschlecht und 
die Identität des Wolfes konn-
ten zunächst keine gemacht 
werden. „Die Frage, ob der Wolf 
weitergezogen ist oder sich 
noch im Landkreis Reutlin-
gen aufhält, kann nicht beant-
wortet werden.“ Derzeit leben 
im Schwarzwald drei sesshafte 
Wolfsrüden. (dpa)

Konstanz/Zürich – Tausend Migran-
ten pro Woche sollen es sein, die durch 
die Schweiz weiter nach Deutschland 
reisen. Das zumindest berichtete die 
Neue Züricher Zeitung (NZZ) – und lös-
te damit scharfe Kritik aus Berlin an der 
Schweiz aus. Zuvor hatte die SRF Rund-
schau dokumentiert, wie Flüchtlinge 
am Bahnhof Buchs nahe der österrei-
chischen Grenze von Mitarbeitern der 
Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) 
zu einem Zug begleitet werden. Dort ist 
ein extra Abteil für sie reserviert. Ziel: 
via Zürich nach Basel.

Zudem wurde eine interne E-Mail pu-
blik, in der ein lokaler Teamleiter des 
SBB seine Mitarbeiter darauf hinwies: 
„Afghanische Flüchtlinge sind harmlos 
und lassen sich sehr gut führen. Gebt 
konkrete und konsequente Anweisun-
gen. Sie folgen euch“, wie die NZZ das 
Schriftstück zitierte. Der Vorwurf: Die 
SBB betreibe damit aktive Migrations-
politik, in dem sie den Transit durch die 
Schweiz erleichtere – in Richtung Gren-
ze.

Auf Nachfrage des SÜDKURIER ver-
weist das Staatssekretariat für Migra-
tion (SEM) zunächst nur auf eine Stel-
lungnahme zum Bericht der NZZ, die 
„tatsachenwidrig“ berichtet habe. Eine 
Weisung seitens der Behörden, Flücht-
linge gezielt in Richtung Deutschland 
weiterzubringen, gibt es demnach 
nicht: „Weder das Staatssekretariat für 
Migration (SEM) noch das Bundesamt 
für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) 
erteilen der SBB Anweisungen, wie sie 
den Transport von Passagieren zu or-
ganisieren haben.“ Man betont: „Die 
Schweiz geht aktiv gegen illegale Mig-
ration vor.“

Die SBB teilt telefonisch mit, dass es 
richtig sei, dass zusätzliche Waggons 
eingesetzt werden. In einer Stellung-
nahme begründet die SBB die Maß-
nahme mit einer deutlichen Zunahme 
von Reisenden auf den Strecken von 
Buchs nach Zürich und von dort nach 
Basel. Da zuletzt vermehrt Migranten 
in Buchs angekommen seien, habe man 
einen Waggon reserviert, damit „Fami-
lien zusammen reisen können“. Die Si-
tuation sei auch für SBB-Mitarbeiter an-
spruchsvoll. In solchen Fällen gebe es 
interne Empfehlungen: „Diese waren 
zum Teil unglücklich formuliert, das 
war ein Fehler.“ Die Formulierung der 
internen Mail hatte in der Schweiz Em-
pörung ausgelöst.

Seitens der Behörden sieht man eben-
so wenig ein Fehlverhalten. Wer in der 
Schweiz einen Asylantrag stelle, be-
komme einen Platz in einem der Bun-
desasylzentren zugewiesen, erklärt das 
SEM. Wer allerdings „kein Asylgesuch 
stellt, bleibt in der Zuständigkeit des 
Einreise-Kantons“.

Zudem habe die Kantonspolizei „kei-
ne rechtliche Handhabe, illegal einge-
reiste Personen“ festzuhalten. Auch 
Asylsuchende, die in einem der Bun-
desasylzentren untergebracht sind, 
„sind dort nicht eingesperrt“, ergänzt 
ein Sprecher auf Nachfrage.

Die Frist für die Einleitung des Dub-
lin-Verfahrens betrage zwei Monate, 
diese werde von der Schweiz einge-
halten. Mit dem Verfahren wird inner-
halb des Schengenraums und der EU 
geprüft, ob bereits in einem anderen 
Land ein Asylverfahren eingeleitet wur-
de. „Gegen bereits wieder abgereiste 
Personen kann kein Dublin-Verfahren 
durchgeführt werden“, heißt es in der 
Stellungnahme allerdings ergänzend.

Die St. Galler Polizei hatte der NZZ 
gesagt: „Wir erlauben formell die Wei-

terreise“, wie Sprecher Florian Schnei-
der zitiert wird. Auf Nachfrage des SÜD-
KURIER bei der Polizei reagiert die 
Behörde zunächst nicht.

Auf deutscher Seite registriert die 
Bundespolizei indes eine Zunahme il-
legaler Migration: Das gelte seit dem 
Sommer bei Einreisen „vor allem von 
syrischen Staatsangehörigen, auch mit 
dem Verkehrsmittel Bahn“, wie die Bun-

despolizei in Stuttgart dem SÜDKU-
RIER auf Anfrage mitteilt. Auch an den 
Grenzen zur Schweiz und Österreich 
steige die Zahl der festgestellten uner-
laubten Einreisen. Genaue Zahlen mit 
Blick auf die Schweizer Grenze müssten 
erst noch ausgewertet werden, so Spre-
cherin Caroline Bartelt.

Im Bundestag brodelt es ob der Nach-
richten aus der Schweiz bereits. Thors-
ten Frei, parlamentarischer Geschäfts-
führer der CDU/CSU-Fraktion, sagt 
dem SÜDKURIER: „Diese Praxis ist in 

keiner Weise akzeptabel. Das wäre ein 
klarer Verstoß gegen das Dubliner Ab-
kommen. Nach internationalem Recht 
ist die Schweiz verpflichtet, entweder 
ein Asylverfahren durchzuführen oder 
die Migranten zurückzuweisen.“ Soll-
ten sich die Vorwürfe bewahrheiten, 
müsse Deutschland die Grenzkontrol-
len verstärken.

Rita Schwarzelühr-Sutter, parla-
mentarische Staatsekretärin im Bun-
desinnenministerium, sagt auf An-
frage allerdings, ihr Haus habe keine 
Erkenntnisse, „dass irreguläre Weiter-
reisen aus der Schweiz in andere euro-
päische Staaten von schweizerischen 
Behörden aktiv unterstützt werden“. 
Den Hinweisen werde aber nachge-
gangen, ergänzt die SPD-Bundestags-
abgeordnete aus dem Kreis Waldshut. 
Schwarzelühr-Sutter verweist darauf, 
dass Geflüchtete „auch in der Schweiz 
Züge benutzen“ können, „wie das auch 
in Deutschland möglich ist“. Sie er-
gänzt: „Gleichwohl beobachten wir die 
gestiegenen Zahlen an Migranten an 
der Grenze zur Schweiz aufmerksam.“

Tatsächlich ist die sogenannte Poli-
tik des Durchwinkens europarechtlich 
nicht ganz einfach. Zwar gilt innerhalb 

des sogenannten Schengenraums, in 
dem Grenzkontrollen abgeschafft wur-
den, feste Regeln. Reist jemand ille-
gal in ein Mitgliedsland ein, beantragt 
in diesem Moment aber Asyl, muss er 
nach internationalem Recht zunächst 
aufgenommen und der Antrag geprüft 
werden – auch, ob bereits zuvor anders-
wo ein Antrag gestellt wurde. Wird kein 
Asyl beantragt, kann das Land den Be-
troffenen die Einreise verweigern oder 
sie dorthin zurückschicken, wo sie zu-
erst in den Schengenraum oder die EU 
eingereist sind.

Da die Schweiz ein Rücknahmeab-
kommen mit Österreich hat, könnte sie 
in diesem Fall illegale Migranten, die 
kein Asyl beantragen, dorthin zurück-
schicken. Praktisch dauert dieses Ver-
fahren aber mehrere Tage – mit dem Ef-
fekt, dass die Betroffenen in dieser Zeit 
meist illegal weitergereist sind. Gleiches 
gilt für die Aufnahme im Asylsystem 
der Schweiz.

In beiden Fällen müsste die Identi-
tät dennoch festgestellt und registriert 
werden. Geschieht beides nicht, „ist das 
nicht die Idee des Schengenraums“, wie 
Daniel Thym von der Uni Konstanz er-
klärt, der dort den Lehrstuhl für Euro-
pa- und Völkerrecht innehat. „Das wäre 
illoyal von der Schweiz“, fügt er hinzu. 
Der Schengenraum setze auf die Solida-
rität der Mitgliedstaaten.

Gelangen illegale Migranten von der 
Schweiz nach Deutschland und stellen 
hier einen Asylantrag, beginnt das Ver-
fahren von neuem: Der Antrag muss 
hierzulande geprüft werden. Selbst 
wenn festgestellt wird, dass die Mig-
ranten in einem anderen EU-Land erst-
mals registriert wurden, gestaltet sich 
die Rückführung in der Praxis schwie-
rig. „Wenn die Flüchtlinge einmal hier 
sind, ist die Wahrscheinlichkeit groß, 
dass sie bleiben können“, sagt Thym.

Winkt die Schweiz Flüchtlinge durch?
  ➤ Medien berichten über  
organisierten Transit

  ➤ Ein Experte und Abgeord-
nete verurteilen das

V O N  M I R J A M  M O L L 
mirjam.moll@suedkurier.de

Rückführungen
Nach dem Dublin-System sind Rück-
führungen in die Länder, in denen die 
Flüchtlinge zuerst registriert wurden, 
zwar möglich. Allerdings nehmen Län-
der wie Italien nur wenige Migranten 
zurück, nach Griechenland dürfen Mig-
ranten in der Regel wegen der schlech-
ten Versorgung nicht zurückgeschickt 
werden. Liegt gar keine Erstregist-
rierung vor, obwohl klar ist, dass die 
Einreise über andere EU-Länder und 
Schengenmitglieder erfolgt sein muss, 
bleibt der Asylantrag bei den deut-
schen Behörden. (mim)

Ein Beamter der Bundespolizei kontrolliert am Grenzübergang von Weil am Rhein Autofahrer, die aus der Schweiz einreisen. BILD:  DPA

Das lesen Sie zusätzlich online:

 
Weshalb sekundäre Migration so 
schwierig zu verhindern ist 
www.sk.de/10857978

„Wir beobachten die ge-
stiegenen Zahlen an der 
Grenze aufmerksam.“

Rita Schwarzelühr-Sutter, 
SPD, parlamentarische Staatssekretärin

„Diese Praxis ist in keiner 
Weise akzeptabel“.

Thorsten Frei, parlamenta-
rischer Geschäftsführer der 

CDU/CSU-Fraktion

V O N  M I C H A E L  S C H W A R Z 
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